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UN-Normen zur Unternehmensverantwortung
Schreckgespenst für die Wirtschaft oder notwendiges Instrument 
zur politischen Steuerung wirtschaftlicher Globalisierung? ELISABETH STROHSCHEIDT

»Ich schreibe als Privatperson, die mehr als sieben Jahre (1996–
2003) sowohl in Kolumbien als auch in Indonesien für ein führendes
internationales Ölunternehmen tätig war, das dort häufig vor grund-
legenden Herausforderungen und Dilemata in bezug auf Menschen-
rechtsfragen stand. Sie betrafen die bürgerlichen und politischen
ebenso wie die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschen-
rechte [...] Meine Erfahrung ›an der Basis‹, in einem Umfeld, das
von schweren Verstößen gegen die Menschenrechte gekennzeichnet
war, hat mich zu der festen Überzeugung geführt, daß die Normen
(oder etwas ihnen sehr ähnliches) eine wertvolle Hilfe für transna-
tionale und andere Unternehmen sind, um einen sensibleren, effekti-
veren und verantwortungsvolleren Kurs im Hinblick auf die Achtung
fundamentaler Menschenrechte der Gemeinschaften und Gesell-
schaften zu entwickeln, die von ihrer Geschäftstätigkeit am meisten
betroffen sind.«1

Am 13. August 2003 verabschiedete die Unterkommission für die För-
derung und den Schutz der Menschenrechte der Vereinten Nationen
einen Katalog mit 23 Normen zur menschenrechtlichen Verantwor-
tung von Unternehmen. Das Dokument mit dem sperrigen Titel ›Nor-
men der Vereinten Nationen für die Verantwortlichkeiten transnatio-
naler Unternehmen und anderer Wirtschaftsunternehmen im Hinblick
auf die Menschenrechte‹2 liegt der Menschenrechtskommission der
Vereinten Nationen (MRK) seit der 60. Tagung im März/April 2004
zur Beratung vor. Jede der sogenannten UN-Normen wurde mit einem
erläuternden Kommentar über Ursprung und mit Hinweisen zur Um-
setzung versehen. Hatten die Experten der Unterkommission die Nor-
men noch im Konsens verabschiedet, so stoßen sie in der mit Regie-
rungsvertretern besetzten MRK auf erheblichen Widerstand.
Im folgenden Beitrag soll kurz die Entstehungsgeschichte sowie der
Inhalt der Normen dargestellt, die wesentlichen Pro- und Contra-Ar-
gumente der verschiedenen Interessensgruppen beleuchtet, der derzei-
tige Stand der Diskussion in der MRK zusammengefaßt sowie ein Aus-
blick auf die möglichen anstehenden Schritte gegeben werden.

Unternehmensverantwortung

Im Jahr 1999 hat das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP) eine stärkere politische Steuerung der Globalisierung und ei-
nen multilateralen Verhaltenskodex für transnationale Unternehmen
(TNUs) gefordert.3 UNDP kritisierte zudem, daß eine steigende Zahl
multilateraler Investitionsabkommen – mit dem Ziel der Marktöff-

nung und Handelsliberalisierung – die Entscheidungsfreiheit nationa-
ler Regierungen zum Teil erheblich einschränke, während die Fort-
schritte in bezug auf die Stärkung universell gültiger ethischer Nor-
men, wie Einhaltung und Förderung von Menschenrechten und Ent-
wicklung, viel zu gering ausfielen.4

Versuche, auf internationaler Ebene das Verhalten von Wirtschafts-
unternehmen zu regulieren, hat es jedoch bereits vorher gegeben. Die-
se Bestrebungen gingen in den sechziger und siebziger Jahren vor al-
lem von den Entwicklungsländern aus. Einige lateinamerikanische
Staaten setzten sie mit der Verstaatlichung von Schlüsselsektoren, wie
Erdöl und Bergbau, auch um. Auf der Ebene der Vereinten Nationen
veranlaßte die kritische Wahrnehmung der transnationalen Unterneh-
men in der westlichen Öffentlichkeit wie auch in zahlreichen Ent-
wicklungsländern den Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC), im Rah-
men des Zentrums der Vereinten Nationen für Transnationale Unter-
nehmen (UNCTC), im Jahr 1977 eine Arbeitsgruppe mit der Ausar-
beitung eines Verhaltenskodexes für TNUs zu beauftragen. Mehrere
Entwürfe wurden vorgestellt – der letzte 1990 –, aber nie zur Abstim-
mung gebracht. Mitte der neunziger Jahre wurde das UNCTC als ei-
genständige Einheit aufgelöst.
Während in den sechziger und siebziger Jahren Bestrebungen zur
Regulierung von transnationalen Unternehmen im Vordergrund ge-
standen hatten, so waren die achtziger und neunziger Jahre geprägt
von der Deregulierung der Märkte und der Liberalisierung von Han-
delsbeziehungen.5

Skandale wie die Hinrichtung des nigerianischen Menschenrechts-
und Umweltaktivisten Ken Saro Wiwa und die Frage der Mitverant-
wortung des Shell-Konzerns; das Bekanntwerden der menschenun-
würdigen Arbeitsbedingungen in den mittelamerikanischen und asia-
tischen Zulieferbetrieben des Sportartikelherstellers Nike, oder der
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Chemieunfall im indischen Bhopal, der innerhalb weniger Tage 7000
Menschenleben kostete, ohne daß die verantwortlichen Konzerne
Union Carbide Corporation (später Dow Chemicals) jemals zur Re-
chenschaft gezogen wurden6 – diese und zahlreiche andere Beispie-
le führten dazu, daß sich transnationale Unternehmen seit Ende der
achtziger Jahre wieder zunehmend öffentlich im Hinblick auf die (feh-
lende) Einhaltung von Menschenrechten und Sozialstandards recht-
fertigen und verantworten müssen.
Die Folge war ein sprunghaftes Ansteigen freiwilliger Verhaltensko-
dizes einzelner Unternehmen sowie ganzer Branchen. Es gibt inzwi-
schen viele Hunderte solcher Kodizes, die sich in punkto Inhalt und
Reichweite enorm unterscheiden. Nur wenige verfügen über einen ef-
fektiven und transparenten Kontrollmechanismus.7 Dennoch sind sie
ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Ebenso wie der 1999
auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos von UN-Generalsekretär
Kofi Annan ins Leben gerufene Globale Pakt (Global Compact), der
Unternehmen in Nord und Süd zur Einhaltung von zehn allgemein
formulierten Grundsätzen zu Menschenrechten, Arbeitsrechten, Um-
weltschutz und Korruption ermutigen will.
Die Schwächen einer Konzentration allein auf freiwillige Selbstver-
pflichtungen der Unternehmen zur Einhaltung von Menschenrechten
treten inzwischen jedoch deutlich zutage. Der Ruf nach einer staatli-
chen Regulierung der Konzerne, insbesondere von TNUs, wurde wie-
der stärker. Diese Regulierung sollte nicht ausschließlich den Regie-
rungen überlassen bleiben. Denn viele sind nicht fähig oder nicht wil-
lens, die nötige staatliche Kontrolle durchzuführen. Wie groß jedoch
die wirtschaftliche und politische Macht der großen TNUs geworden
ist, zeigt nicht zuletzt der ›World Investment Report 2002‹ der Han-
dels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen (UNC-
TAD), der sich mit dem Thema transnationale Unternehmen befaß-
te. Darin wird der sogenannte Mehrwert von Unternehmen mit dem
Bruttoinlandsprodukt (BIP) von Staaten verglichen. Der Bericht stellt
fest, daß unter den ›Top 100‹ der Welt über 30 Unternehmen zu fin-
den sind.8 Angesichts der starken Verflechtung weltwirtschaftlicher
Prozesse und der Unternehmensstrukturen der TNUs wird daher ver-
stärkt nach internationalen Lösungen gesucht werden müssen. Auch
nach solchen, die Unternehmen direkt ansprechen und zu Pflichten-
trägern machen (können). 
Obwohl es sich explizit um ein freiwilliges Instrument handelt, sind
unter anderem die 1976 von der OECD verabschiedeten ›Leitsätze
für multinationale Unternehmen‹ im Kontext solcher Regulierungs-
bestrebungen zu sehen. Diese Leitsätze wurden 2000 grundlegend
überarbeitet und neben inhaltlichen Ergänzungen9 und einer regio-

nalen Erweiterung10 auch um einen – wenn auch weichen – Kon-
trollmechanismus unter staatlicher Trägerschaft ergänzt.11

Die UN-Normen sind auf UN-Ebene das bislang konkreteste Ergeb-
nis der jüngeren Diskussion um eine internationale Regulierung trans-
nationaler Unternehmen. Dem Globalen Pakt widersprechen die UN-
Normen nicht. Georg Kell, der Leiter des Büros für den Globalen
Pakt, hat wiederholt betont, daß es sich um vom Grundsatz her un-
terschiedliche Ansätze handelt, die einander ergänzen. Der Globale
Pakt kann und will regulierende Instrumentarien nicht ersetzen. Als
Lern- und Dialogforum bietet er Erfahrungsaustausch und Hilfestel-
lung für die ›willigen‹ Unternehmen an. Die ›schwarzen Schafe‹ er-
reicht er nicht. Die UN-Normen hingegen könnten bei einer Verab-
schiedung durch ein UN-Gremium aus Regierungsvertretern für alle
Unternehmen gleichermaßen gelten und fairere Rahmenbedingun-
gen im Wettbewerb schaffen.

Die UN-Normen

Entstehung

Infolge ihrer Studie zum Thema transnationale Konzerne und Men-
schenrechte aus dem Jahr 1997 richtete die UN-Unterkommission
für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte 1998 eine fünf-
köpfige Arbeitsgruppe ein, die die Methoden und Aktivitäten trans-
nationaler Unternehmen untersuchen sollte.12 Das Mandat der fünf
Sachverständigen aus den fünf Weltregionen war ursprünglich auf
drei Jahre befristet, wurde aber mehrmals verlängert. Auf Wunsch
der Unterkommission sollte die Arbeitsgruppe Empfehlungen und
Vorschläge für verbindliche Regelungsmechanismen entwickeln, mit
denen sichergestellt werden kann, daß die Aktivitäten von (transna-
tionalen) Unternehmen nicht in Widerspruch zur Verwirklichung inter-
national verbriefter Menschenrechte geraten und Möglichkeiten zur
Überwachung des von ihr vorzuschlagenden Regelwerks analysie-
ren. Die MRK selbst wies in ihrer Entscheidung 2004 (siehe unten)
ausdrücklich darauf hin, daß sie der Unterkommission keinen expli-
ziten Auftrag für die Erstellung eines konkreten Normenkatalogs er-
teilt hatte.
Entwürfe zu den von der Unterkommission entwickelten UN-Normen
wurden unter anderem in vier öffentlichen Anhörungen der Arbeits-
gruppe sowie in öffentlichen Sitzungen der Unterkommission disku-
tiert. Die Diskussionen fanden unter breiter Beteiligung von Wissen-
schaftlern, nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) sowie von Ge-
werkschaften, Unternehmen und deren Verbänden statt.13

Inhalt

Keine der Normen ist wirklich neu. Vielmehr nehmen sie alle Bezug
beziehungsweise beruhen auf einer Vielzahl bereits existierender UN-
Übereinkommen und Erklärungen, regionalen Menschenrechtsverträ-
gen und Konventionen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO).
Zum Teil stützen die UN-Normen sich auch auf Instrumente des ›Soft
law‹, auf den Globalen Pakt und auf Dokumente von NGOs, wie die
von Amnesty International herausgegebenen ›Menschenrechtsgrund-
sätze für Unternehmen‹. Die Präambel in der kommentierten Fas-
sung der UN-Normen nennt mehr als 30 unterschiedliche Quellen,
aus denen die komprimierten 23 Normen und die Kommentare dazu
entwickelt wurden.
Die Normen gehen von einem breiten Menschenrechtsverständnis
aus, das die bürgerlichen und politischen sowie die wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Menschenrechte einschließt. Zudem stellen
sie den Bezug zwischen unternehmerischem Handeln und dem Recht
auf Entwicklung her. Sie verlangen unter anderem, daß angemesse-
ne (existenzsichernde) Löhne gezahlt und das Recht auf angemesse-
ne Ernährung und sauberes Trinkwasser (Normen 8 und 12) umgesetzt
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werden. Weitere Normen befassen sich mit dem Verbot der Diskri-
minierung am Arbeitsplatz, mit dem Verbot von Zwangs- und Pflicht-
arbeit, der Abschaffung der Kinderarbeit sowie mit der Frage unter-
nehmerischer Verantwortung für die Menschenrechte in Kriegs- und
Bürgerkriegssituationen und in Zusammenhang mit Rüstungsexpor-
ten. Die Norm 4 behandelt unter anderem Fragen des Schutzes von
Firmenanlagen und fordert, daß sich die Sicherheitsvorkehrungen ei-
nes Unternehmens nicht nur nach den nationalen Gesetzen des Landes,
in dem das Unternehmen tätig ist, richten, sondern auch die geltenden
internationalen Menschenrechtsstandards berücksichtigen sollen. Des
weiteren sprechen die Normen Fragen von Umweltschutz, Verbrau-
cherschutz und Korruptionsbekämpfung an.
Die Norm 1 betont bewußt, daß die Hauptverantwortung für die Ach-
tung, den Schutz und die Erfüllung der Menschenrechte bei den Staa-
ten liegt. Allerdings, und das ist das Neue an den Normen, sieht sie
darüber hinaus auch eine direkte Verantwortung von Unternehmen
›innerhalb ihres jeweiligen Tätigkeits- und Einflußbereichs‹. Mit dem
Verweis auf den ›jeweiligen‹ Tätigkeits- und Einflußbereich unter-
scheiden die Normen unter anderem zwischen TNUs und kleinen und
mittleren Unternehmen.
Am 13. August 2003 billigte die Unterkommission in ihrer Resoluti-
on 2003/16 im Konsens die von ihrer Arbeitsgruppe vorgeschlagenen
UN-Normen und verwies sie zur weiteren Beratung an die MRK.14

Anders als die Unterkommission ist die MRK in der Beurteilung des
Normenentwurfes weit von jedem Konsens entfernt. Nicht nur die
Regierungen sind sich uneins – und in der Mehrheit bislang eher ab-
lehnend oder unentschlossen. Auch von seiten einflußreicher Unter-
nehmensverbände und Unternehmen regt sich heftiger Widerspruch.
Viele der akkreditierten und in der MRK aktiven NGOs hingegen
gehören zu den überzeugten Befürwortern der Normen. Wo liegen die
Differenzen? 

Pro und Contra UN-Normen

Inhalt

Die Kritiker werfen der Arbeitsgruppe, die den Normenentwurf erar-
beitet hat, unter anderem vor, daß sie in unzulässiger Weise Doku-
mente des ›Hard law‹ mit solchen des ›Soft law‹ und anderen ohne
jede Rechtswirkung vermischt habe. Viele Befürworter halten gerade
die auf der Grundlage der ausgewählten und relevanten Dokumente
erfolgte komprimierte und übersichtliche Zusammenstellung von Ver-
pflichtungen, die Unternehmensaktivitäten im Hinblick auf Achtung,
Schutz und Förderung von Menschenrechten betreffen oder betreffen
können, für einen hilfreichen Schritt in die richtige Richtung, der es
Unternehmen erleichtern kann, komplexen Anforderungen im Men-
schenrechtsbereich gerecht zu werden.
Während viele Kritiker die UN-Normen als zu umfassend und zu weit-
reichend kritisieren, halten die Befürworter gerade den umfassenden
Menschenrechtsansatz für sinnvoll, weil er der Realität privatwirt-
schaftlicher Verantwortung in der globalisierten Welt Rechnung trage.

Rechtswirkung

Ein zentraler Diskussionspunkt ist der des rechtlichen Status der UN-
Normen. Die Entscheidung der MRK aus dem Jahr 2004 zur Frage
der menschenrechtlichen Verantwortung von transnationalen Konzer-
nen und anderen Wirtschaftsunternehmen15 betont in Absatz c) ex-
plizit, daß es sich um ein Dokument im Entwurfsstadium handelt, das
keinerlei Rechtswirkung entfalte – nicht einmal im Sinne eines ›Soft
law‹. Einige große Unternehmensverbände zitieren diesen Absatz der
MRK-Entscheidung als Beleg dafür, daß die UN-Normen keine Re-
levanz besitzen. Anders sieht es die Wissenschaft: Völkerrechtler be-
stätigen zwar, daß die Normen derzeit keine Rechtswirkung entfalten,
sagen jedoch zugleich, daß es keinen völkerrechtlich zwingenden Grund

gibt, der untersagen würde, die Normen durch ein UN-Gremium aus
Regierungsvertretern zu verabschieden und ihnen damit Rechtswir-
kung zukommen zu lassen. Je höherrangiger dieses UN-Gremium wä-
re, das die UN-Normen, und sei es auch ›nur‹ in Form einer Erklä-
rung, annähme, desto stärker wäre die Rechtswirkung.16 Die Entschei-
dung darüber, ob die UN-Normen einmal Rechtswirkung entfalten wer-
den, ist also weniger eine juristische Frage als vielmehr eine des po-
litischen Willens.
Unabhängig von einer Verabschiedung durch ein höherrangiges UN-
Gremium können die UN-Normen auch durch die praktische Anwen-
dung Rechtswirkung entfalten, beispielsweise wenn Regierungen oder
Gerichte sich bei Entscheidungen auf sie berufen und die Normen da-
mit im Laufe der Zeit Gewohnheitsrecht werden.

Unternehmen als völkerrechtliche Pflichtenträger?

Sowohl aus der Wirtschaft als auch von seiten vieler Regierungen,
darunter auch die Bundesregierung, erhebt sich heftiger Widerspruch
dagegen, daß die UN-Normen neben Regierungen auch Unternehmen
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Norm 1 (Allgemeine Verpflichtung):

»Die Staaten tragen die Hauptverantwortung für die Förde-
rung der im Völkerrecht wie im innerstaatlichen Recht aner-
kannten Menschenrechte, die Sicherung ihrer Einhaltung, ih-
re Achtung und die Gewährleistung ihrer Achtung sowie ihren
Schutz, namentlich auch für die Gewährleistung dessen, daß
transnationale Unternehmen und andere Wirtschaftsunterneh-
men die Menschenrechte achten. Innerhalb ihres jeweiligen
Tätigkeits- und Einflußbereichs sind transnationale Unterneh-
men und andere Wirtschaftsunternehmen verpflichtet, die im
Völkerrecht wie im innerstaatlichen Recht anerkannten Men-
schenrechte zu fördern, ihre Einhaltung zu sichern, sie zu ach-
ten, ihre Achtung zu gewährleisten und sie zu schützen,
einschließlich der Rechte und Interessen indigener Völker
und anderer schwächerer Gruppen.«

Die Normen im Überblick:

Norm 1 Allgemeine Verpflichtung

Norm 2 Recht auf Chancengleichheit und nichtdis
kriminierende Behandlung

Normen 3–4 Recht auf Sicherheit der Person 

(u.a. Verbot der Bereicherung durch Kriegs-
verbrechen und Völkermord)

Normen 5–9 Rechte der Arbeitnehmer 

(u.a. Verbot der Zwangs- und Pflichtarbeit 
und der Kinderarbeit)

Normen 10–12 Achtung der nationalen Souveränität und 
der Menschenrechte 

(hier werden Unternehmen aufgefordert, na-
tionales Recht sowie international verein-
barte Menschenrechtsnormen anzuerkennen
und zu beachten sowie das Verbot der Kor-
ruption zu beachten.)

Norm 13 Verpflichtung in bezug auf den Verbrau-
cherschutz

Norm 14 Verpflichtung in bezug auf den Umwelt-
schutz

Normen 15–19 Allgemeine Umsetzungsbestimmungen

Normen 20–23 Allgemeine Begriffsbestimmungen

Quelle: Blaue Reihe, Nr. 88, Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (Hrsg.),
Bonn 1999, S. 6ff.



direkt ansprechen. Während Befürworter einer solchen direkten An-
sprache von Unternehmen diese als notwendige, sinnvolle und grund-
sätzlich mögliche Weiterentwicklung des Völkerrechts ansehen, fürch-
ten andere um den Verlust des staatlichen Machtmonopols oder eine
unzulässige ›Privatisierung‹ staatlicher Pflichten. Dabei sind sich Be-
fürworter und Gegner einer verbindlichen und direkten Rechenschafts-
pflicht von Unternehmen jedoch darin einig, daß der Staat weder aus
der Verantwortung für Achtung, Schutz und Erfüllung aller Menschen-
rechte entlassen werden darf noch soll. Während die einen die UN-
Normen für ein Instrument halten, das es insbesondere schwachen Staa-
ten erleichtern kann, ihrer Schutz- und Erfüllungspflicht in bezug auf
die Menschenrechte nachzukommen, befürchten die anderen, daß die
UN-Normen staatliche Entscheidungsmacht beschränken könnten. Ih-
nen reichen die Norm 1 (siehe oben) und die Vorbehaltsklausel (Sa-
ving clause) der Norm 19 als Sicherstellung der staatlichen Hauptver-
antwortung für Achtung, Schutz und Erfüllung der Menschenrechte
nicht aus.17

Als Sonderorganisation der UN hat die Weltgesundheitsorganisation
(WHO) vor kurzem bewiesen, daß es bei vorhandenem politischem
Willen durchaus möglich ist, Unternehmen im Rahmen eines inter-
nationalen Übereinkommens direkt in die Pflicht zu nehmen. Im Mai
2003 haben die 192 Mitgliedstaaten einstimmig ein Rahmenabkom-
men zur Tabakkontrolle (Framework Convention on Tobacco Con-
trol) verabschiedet. Im November 2004 war die Mindestzahl von 40
Ratifikationen erreicht. Damit konnte das Abkommen bereits im Fe-
bruar 2005 in Kraft treten. Es enthält einige bindende Bestimmungen,
die die Wettbewerbsrechte der Tabakfirmen unter bestimmten Bedin-
gungen einschränken und das staatliche Machtmonopol in der Ge-
sundheitspolitik stärken.18

Geltendes Völkervertragsrecht weist juristischen Personen nur sehr
wenige spezifische Pflichten zu, obwohl es dazu in der Lage ist. Viel-
versprechende Ansätze für völkerrechtlich bindende Verpflichtungen
juristischer Personen zeichnen sich im Umweltvölkerrecht ab und hier
insbesondere im Bereich des maritimen Umweltschutzes – offenbar
eine Folge des ersten großen Tankerunglücks vor der britischen Kü-
ste im Jahr 1967.19

Das Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und
Völkerrecht in Heidelberg bestätigt in einem vom Bundesministeri-
um für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) in
Auftrag gegebenen Gutachten zur ›Deliktshaftung von transnationa-
len Unternehmen für im Ausland begangene Menschenrechtsverlet-
zungen und Umweltdelikte‹, daß eine Haftung von – auch deutschen
– Unternehmen für im Ausland begangene Menschenrechtsverlet-
zungen bereits jetzt nicht auszuschließen ist. Das Gutachten vergleicht
die Rechtsprechung in Australien, Großbritannien und den USA. In
letzterem bildet insbesondere das Gesetz zur Regelung ausländischer
Ansprüche (Alien Tort Claims Act – ACTA), die Grundlage der Ver-
fahren (über 30 sind inzwischen anhängig). Vergleichbare Klagen
gegen Unternehmen gab es auch in Großbritannien und Australien.
Inzwischen liegen in mehreren westlichen Ländern Gesetzesvorha-
ben vor, um die Verantwortung von Wirtschaftsunternehmen im Aus-
land im einzelnen festzulegen. Gegenstand der Klagen waren bislang
in der Regel nur massive Menschenrechtsverletzungen, wie Völker-
mord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Sklaverei, Zwangsarbeit
und Folter.
Das Gutachten schließt mit der Überlegung, 

»daß die Ausarbeitung eines völkerrechtlich verbindlichen In-
struments über die für transnational agierende Unternehmen gel-
tenden Mindeststandards dazu beitragen könnte, einer Verselb-
ständigung der dargestellten einzelstaatlichen Entwicklung vor-
zubeugen. Dies birgt die Chance, genau zu definieren, an welche
menschenrechtlichen Standards Unternehmen gebunden sind und
was genau als Beihilfe zu staatlichen Menschenrechtsverletzun-
gen zu verstehen ist. [...] Durch die Ausarbeitung eines interna-

tionalen Instruments wäre die Möglichkeit eröffnet, Einfluß auf
die Setzung der Standards für transnationale Unternehmen zu
nehmen, bevor es zu einer Fortentwicklung auf nationaler Ebene
kommt, die sich dem Einfluß anderer Staaten entzieht, aber den-
noch erheblichen Einfluß auf das Haftungsrisiko von ausländi-
schen Unternehmen entfalten kann. Gleichzeitig würde die Fest-
schreibung universeller Standards dazu beitragen, die Ausgangs-
bedingungen für Unternehmen zu vereinheitlichen und damit
gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen. Unternehmen, die
ohnehin gewisse Mindeststandards auch bei Projekten im Aus-
land einhalten, käme dies im internationalen Wettbewerb sicher-
lich zugute.«20

Umsetzung und Monitoring: Damoklesschwert Sanktionierung?

Stein des Anstoßes sind auch die Umsetzungsbestimmungen der UN-
Normen. Viele halten sie für zu aufwendig und nicht praktikabel.
Auch gegen den vorgesehenen Beschwerdemechanismus – der im
Ausnahmefall und nach gerichtlicher Entscheidung zu Schadenser-
satzansprüchen führen könnte – erhebt sich Widerspruch von Regie-
rungs- wie Unternehmensseite. Richtig ist sicherlich, daß die bishe-
rige Formulierung der Umsetzungsbestimmungen vage ist und der
weiteren Ausarbeitung und Konkretisierung bedarf, bevor sie in die
Praxis umgesetzt werden kann. Grundsätzlich sollte allerdings an ei-
nem Überwachungsverfahren festgehalten werden, um zu vermeiden,
daß die Normen zu einem ›zahnlosen Tiger‹ werden. Gegen Schadens-
ersatzansprüche an Unternehmen ist grundsätzlich nichts einzuwen-
den, wenn die Forderungen angemessen, die Bedingungen eindeutig
und klar definiert sowie die zugehörigen Verfahren transparent und fair
sind.
Eine Reihe internationaler Investitionsabkommen räumt Unterneh-
men bereits jetzt zum Teil weitreichende Möglichkeiten für Scha-
densersatzforderungen gegenüber Staaten ein.21 Es sollte nicht nur
ethisch geboten, sondern auch juristisch möglich und politisch ge-
wollt sein, solchen Rechten von Unternehmen entsprechende Pflich-
ten im sozialen Bereich gegenüberzustellen. 
Bevor jedoch über die Umsetzungsmechanismen der UN-Normen wei-
ter nachzudenken ist, muß sich über die Konkretisierung der Inhalte
verständigt werden.

Positionen der Interessengruppen

Widerstand aus der Wirtschaft

Der stärkste Widerstand gegen die UN-Normen kommt aus den Rei-
hen namhafter Arbeitgeber- und Industrieverbände. Sie lehnen jegli-
che Art von verbindlicher Regulierung und Rechenschaftspflicht für
Unternehmen kategorisch ab; sie betonen die Verantwortung der Na-
tionalstaaten, nicht aber die der internationalen Staatengemeinschaft.
Die Menschenrechtspakte werden restriktiv ausgelegt; die wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte in ihrer Verbind-
lichkeit relativiert. Dies gilt gleichermaßen für die internationalen
Meinungsführer unter den Verbänden, die Internationale Handelskam-
mer (ICC) und die Internationale Arbeitgeberorganisation (IOE), wie
auf deutscher Ebene für den Bundesverband der Deutschen Industrie
(BDI) und die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbän-
de (BDA). Die BASF schließt sich in einer öffentlichen Stellungnah-
me an das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte (OHCHR) der strikten Ablehnung des Normenent-
wurfs an.22

Es gibt jedoch auch Zustimmung aus der Wirtschaft. Der Energiekon-
zern BP beispielsweise sieht zwar Verbesserungsbedarf bei den Nor-
men, steht der Intention eines Normenkatalogs für Unternehmen aber
grundsätzlich positiv gegenüber.23 Auch die Business Leaders’ Initi-
ative on Human Rights (BLIHR) hält die Normen für hilfreich, ebenso
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wie einige Unternehmensberatungen.24 Die BLIHR hat sich im Mai
2003 unter Vorsitz der früheren Hohen Kommissarin der Vereinten
Nationen für Menschenrechte, Mary Robinson, gegründet. Robinson
schreibt im Vorwort zum ersten Arbeitsbericht der BLIHR: »In den
letzten zehn Jahren hat eine wachsende Zahl an Unternehmen er-
kannt, daß sie sich von Menschenrechtsanliegen nicht ausnehmen
kann und eine wichtige Rolle bei der Förderung einer stärkeren Be-
achtung der Menschenrechte in den Ländern, in denen sie operieren,
zu spielen hat.«25 Um dieser Rolle gerecht zu werden, haben es sich
die zehn transnationalen Unternehmen der BLIHR26 zum Ziel ge-
setzt, im Rahmen ihres eigenen Unternehmensumfelds nach Mög-
lichkeiten zu suchen, wie Menschenrechtsstandards besser und ef-
fektiver in Unternehmenspolitik und -praxis umgesetzt werden kön-
nen. Sie haben dazu ein Raster entwickelt, das zwischen den Kernauf-
gaben eines Unternehmens im Bereich der Menschenrechte unter-
scheidet (›Essentials‹), dem, was als berechtigte Erwartung der Zi-
vilgesellschaft anzusehen ist (›Shoulds‹), und dem, was darüber hin-
aus wünschenswert sein kann (›Coulds‹). In diesen letzten Bereich fal-
len in der Regel viele der philantrophischen Aktivitäten eines Unter-
nehmens. Die UN-Normen sind Teil des Praxistests und werden als
hilfreich empfunden.27

Überwiegend ablehnend: Regierungen

Zu den heftigsten Kritikern unter den Regierungen zählt die der USA.
Ihre Kritik beruht auf der Prämisse, daß grundsätzlich nur nationale
Regierungen die Verantwortung für schwerwiegende Menschenrechts-
verletzungen tragen – niemals Unternehmen.28

Unterschiedliche Auffassungen herrschen in den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union vor – von vorsichtiger Unterstützung bis hin zu
offener Ablehnung. Die britische Regierung gehörte lange zu den
Hauptkritikern der UN-Normen, ist aber inzwischen in ihren Äuße-
rungen differenzierter. Auch die Bundesregierung hat – trotz zum
Teil grundsätzlicher Kritik – die Bereitschaft geäußert, die Normen
zumindest im größeren Kontext des Themas ›Corporate Social Re-
sponsibility‹ (CSR) weiter zu diskutieren. In ihrer Stellungnahme an
das OHCHR bezeichnet die Bundesregierung den Normenentwurf im-
merhin als ›nützlichen Beitrag‹ zu der Debatte über Möglichkeiten
und Wege, Wirtschaftsunternehmen in die internationalen Bestrebun-
gen zur Förderung und zum Schutz von Menschenrechten und nach-
haltiger Entwicklung einzubinden.
Der Deutsche Bundestag hat diesbezüglich eine klarere Position be-
zogen. In einem am 16. März 2005 beschlossenen Antrag begrüßen
die Koalitionsfraktionen explizit den in der MRK geführten Dialog-
prozeß um möglichst verbindliche UN-Normen für transnationale
Unternehmen.29

Von einigen Regierungen des Südens, unter anderem Südafrika, Pa-
kistan und Indonesien, war auf der 61. Tagung der MRK im Jahr 2005
die klare Forderung nach verbindlichen Standards zur menschenrecht-
lichen Verantwortung von Wirtschaftsunternehmen und explizite Un-
terstützung der UN-Normen zu hören. Allerdings sind sich die Re-
gierungen des Südens in dieser Frage bislang ebensowenig einig wie
die Regierungen der EU-Staaten.

Weitgehende Zustimmung bei NGOs

Auf große Zustimmung stoßen die UN-Normen bei vielen NGOs. In
einer Stellungnahme an das OHCHR haben deutsche NGOs die Vor-
teile der UN-Normen aus ihrer Sicht zusammengefaßt.30 Sie sehen
die Vorteile vor allem darin:

– daß sie die für unternehmerisches Handeln wesentlichen Punkte
aus den vielen verschiedenen relevanten Dokumenten in verständ-
licher Weise bündeln und zusammenfassen;

– daß sie transparent und zielgerichtet sind;
– daß sie alle Menschenrechte einschließen;
– daß sie auch Umweltschutz und Verbraucherschutz ansprechen;

– daß sie universell anwendbar sind;
– daß sie die Opfer von Menschenrechtsverletzungen in Zusammen-

hang mit unternehmerischem Handeln stärken (etwa durch die in
den Kommentaren enthaltenen konkreten Hinweise und Hilfen
zur möglichen Umsetzung sowie durch das angedachte Beschwer-
deverfahren) und

– daß sie Unternehmen direkt ansprechen und deren im Rahmen
der Globalisierung gewachsenen Rechte durch soziale Verantwort-
lichkeiten und Rechenschaftspflichten zu ergänzen suchen.

Zu den Befürwortern der UN-Normen zählen so namhafte Organisa-
tionen wie Amnesty International, Human Rights Watch, die Inter-
national Commission of Jurists und der International Service for Hu-
man Rights. Zwar schließen auch sie nicht aus, daß es einzelne Punk-
te gibt, die verbessert und konkretisiert werden sollten, aber sie hal-
ten die Normen für im Kern richtig und notwendig. Auf einer Podi-
umsdiskussion am Rande der MRK im Jahr 2005 berichteten einige
Vertreter betroffener Gruppen aus Brasilien, Indien und Myanmar
über die negativen Auswirkungen der Tätigkeit transnationaler Kon-
zerne in ihren Ländern. In allen Fällen hatte die Kooperation staatli-
cher Stellen mit den Unternehmen (beziehungsweise im Falle Myan-
mars die Kooperation der Unternehmen mit einem die Menschenrech-
te verletzenden Regime) zu massiven Menschenrechtsverletzungen
geführt. Die Erfahrungen der Zeugen aus dem Süden belegten den
Bedarf an internationaler Regelung.

Vorsichtiges Herantasten der Gewerkschaften

Die Gewerkschaften treten in der öffentlichen Debatte um die UN-
Normen bislang noch wenig in Erscheinung. Nur wenige haben sich
an dem Konsultationsprozeß des OHCHR im Jahr 2004 (siehe unten)
aktiv beteiligt. In Gesprächen mit Gewerkschaftern zeigt sich immer
wieder eine grundsätzliche Zustimmung zur Weiterentwicklung in-
ternationaler Standards zur Regulierung transnationaler Konzerne. So
auch bei einem Fachgespräch zwischen NGOs und Gewerkschaften
in der Friedrich-Ebert-Stiftung im März 2005 in Berlin. Allerdings
herrscht eine gewisse Skepsis, ob die UN-Normen ein geeignetes In-
strument sein können, oder ob nicht die ILO das bessere Gremium
zur (Weiter-)Entwicklung solcher Normen ist. In den Überlegungen
von Gewerkschaftsseite spielt die Befürchtung eine Rolle, ein UN-
Dokument im Range einer Erklärung könne bereits bestehende ILO-
Übereinkommen und Beschwerdeverfahren schwächen. So forderte
der 18. Weltkongreß des Internationalen Bundes Freier Gewerkschaf-
ten im Dezember 2004, neuen Standards wie den UN-Normen mehr
Aufmerksamkeit zu schenken, um sicherzustellen, daß die Verpflich-
tungen von Unternehmen – und Regierungen – bezüglich der Men-
schenrechte darin nicht neu definiert werden und daß alle Auslegun-
gen und Folgeverfahren glaubwürdig sind und nicht in die bereits vor-
handenen Verfahren der ILO eingreifen. Zugleich forderte der Kon-
greß, daß Unternehmen national wie auch international für die sozia-
len, ökologischen und humanitären Auswirkungen ihrer Tätigkeit in
größerem Umfang als bisher haften sollen und daß die betroffenen
Staaten und Parteien die Möglichkeit haben sollen, sie auf rechtli-
chem Weg zu belangen sowie Strafen zu verhängen.31

Konsultationsprozeß des OHCHR

Angesichts der starken Widerstände einiger Regierungen gegen die
UN-Normen und großer Unkenntnis anderer, war zu befürchten ge-
wesen, daß eine Abstimmung bereits auf der 60. Tagung der MRK
im Jahr 2004 – der ersten, auf der sich die Regierungen offiziell mit
dem Dokument aus der Unterkommission befaßt haben – die Ableh-
nung des Normenentwurfs zur Folge gehabt hätte. Vor diesem Hin-
tergrund schien es aus Sicht vieler Beobachter sinnvoll, eine rasche
Abstimmung zu vermeiden und die Diskussion in der MRK mit größt-
möglicher Offenheit und Transparenz weiterzuführen. Die Entschei-
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dung der MRK im Jahr 2004 hat genau dies ermöglicht. Statt über
den Normenentwurf der Unterkommission abzustimmen, hat die MRK
das OHCHR damit beauftragt, ›Möglichkeiten zur Stärkung von Stan-
dards im Hinblick auf die Verantwortung von transnationalen Kon-
zernen und anderen Wirtschaftsunternehmen für die Menschenrech-
te aufzuzeigen, sowie geeignete Mittel und Wege zu deren Umset-
zung.‹32 Das OHCHR sollte der 61. Tagung der MRK einen Bericht
vorlegen, der nicht nur die UN-Normen untersuchen sollte, sondern
insgesamt den Bereich der Verantwortung von transnationalen Kon-
zernen und anderen Wirtschaftsunternehmen.
Im Frühjahr 2005 reichte das OHCHR den gewünschten Bericht ein33,
der von allen Seiten als ausgewogen und hilfreich eingestuft wurde
und erheblich zur Systematisierung der Diskussion beigetragen hat.
Zur Erstellung hatte das OHCHR einen offenen und transparenten
Diskussionsprozeß mit allen Interessensgruppen (Stakeholder) durch-
geführt. Auf der Grundlage der eingegangen Kommentare listet der
Bericht vier Standards als zentral für die weitere Diskussion auf und
stellt die im Rahmen des Konsultationsprozesses vorgetragenen Pro-
und Contra-Argumente zusammen. Diese Standards sind:

1. Die dreigliedrige Grundsatzerklärung der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO) über multinationale Unternehmen und Sozial-
politik von 1977;

2. Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen von 2000;

3. Der 1999 auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos von UN-Ge-
neralsekretär Kofi Annan ins Leben gerufene Globale Pakt;

4. Die UN-Normen zur Unternehmensverantwortung von 2003.

Der Bericht geht von der Annahme aus, daß Unternehmen, wie alle
Mitglieder der Gesellschaft, in verantwortlicher Weise handeln müs-
sen und daß sie über ein enormes Potential verfügen, durch Investi-
tionen, die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Stimulierung von
Wirtschaftswachstum die Umsetzung und den Genuß der Menschen-
rechte zu ermöglichen, daß jedoch noch kein klares Verständnis über
die genaue Art (›Nature‹) und den Umfang beziehungsweise die
Reichweite (›Scope‹) der menschenrechtlichen Verpflichtungen von
Unternehmen besteht. Der Bericht empfiehlt daher insbesondere, ei-
ne Verständigung darüber herbeizuführen, was unter der ›Einfluß-
sphäre‹ (›Sphere of influence‹) eines Unternehmens und was unter
›Mittäterschaft‹, respektive Beteiligung an Menschenrechtsverletzun-
gen (›Complicity‹) zu verstehen ist. Des weiteren empfiehlt er, der
Frage nachzugehen, welche Verantwortung private Unternehmen in
Fällen tragen, in denen der Staat nicht in der Lage oder nicht willens
ist, die Menschenrechte zu achten und gegen die Verletzung durch
Dritte zu schützen (Stichwort: ›schwache‹ und ›zerfallende Staaten‹).
Ziel und mögliches Ergebnis der weiteren Arbeit der UN zur Frage
der menschenrechtlichen Verantwortung privater Unternehmen kann
nach Aussage des OHCHR eine ›UN-Erklärung‹ zum Thema Unter-
nehmensverantwortung und Menschenrechte sein.

Sonderbeauftragter für transnationale Konzerne

In ihrer Resolution 2005/69 vom 20. April 200534 begrüßt die MRK
den Bericht des OHCHR und empfiehlt die Ernennung einer/s Son-
derbeauftragten (Special Representative) des UN-Generalsekretärs
zum Thema ›Verantwortung transnationaler Konzerne und anderer
Wirtschaftsunternehmen für die Menschenrechte‹. Das Mandat ist
vorerst auf zwei Jahre befristet und umfaßt neben anderen folgende
Aufgaben:

– Standards unternehmerischer Verantwortung und Rechenschafts-
pflicht (Corporate Responsibility and Accountability) für die Men-
schenrechte zu identifizieren und zu untersuchen.35

– Der Rolle und Aufgabe der Staaten bei der Durchsetzung der Men-
schenrechte gegenüber Dritten, auch gegenüber transnationalen

Konzernen und anderen Wirtschaftsunternehmen, nachzugehen
und dabei die staatliche Pflicht zur internationalen Zusammenar-
beit zu berücksichtigen.

– Die Konzepte der Mittäterschaft und des Einflußbereichs eines
Unternehmens in Zusammenhang mit Menschenrechten, respek-
tive Menschenrechtsverletzungen, näher zu untersuchen und zu
klären, welche Konsequenzen sich daraus ergeben.

– Materialien und Methoden zur Durchführung von ›Menschen-
rechtsverträglichkeitsprüfungen‹ der Aktivitäten von transnatio-
nalen Konzernen und anderen Wirtschaftsunternehmen zu ent-
wickeln.

– Ein Kompendium von ›Best-practice-Beispielen‹ von Regierun-
gen und Unternehmen zu erstellen.36

Der/die Sonderbeauftragte soll eng mit dem bereits eingesetzten Son-
derberater für den Globalen Pakt zusammenarbeiten. Die Resolution
schlägt vor, insbesondere die Sektoren Pharma, Chemie und Roh-
stoffindustrie zu untersuchen. Hierzu sollen Vertreter des geschäfts-
führenden Managements einschlägiger Unternehmen konsultiert wer-
den, aber auch andere Experten aus den Gewerkschaften, NGOs, in-
digenen Bevölkerungsgruppen, anderen betroffenen Gruppen, UN-
Organisationen und Regierungen. In dem bevorstehenden Konsulta-
tionsprozeß sollen vor allem die Meinungen von Regierungen und
Zivilgesellschaft aus dem Süden eingeholt werden, da diese in der
bisherigen Diskussion noch unterrepräsentiert sind.
Die Resolution wurde mit 49 Ja-Stimmen (bei drei Nein-Stimmen und
einer Enthaltung) mit großer Mehrheit angenommen. Der Entwurf
war von einer überregionalen Arbeitsgruppe – bestehend aus je einem
Vertreter der fünf Regionalgruppen unter Federführung Großbritan-
niens erarbeitet worden.37 Eine Reihe weiterer Staaten, darunter auch
Deutschland, brachten die Resolution später im Plenum mit ein. Mit
dem Ziel, die Resolution möglichst im Konsens zu verabschieden,
hatte die Arbeitsgruppe an einigen Stellen gegenüber den Kritikern
der UN-Normen deutliche Zugeständnisse gemacht. Trotz dieser Kom-
promisse beantragte die amerikanische Regierung dann aber dennoch
eine Abstimmung, in der sie mit ›Nein‹ stimmte. Sie begründete dies
damit, daß ihrem Wunsch, sämtliche Anspielungen auf einen mögli-
chen negativen Einfluß normaler unternehmerischer Tätigkeit auf die
Menschenrechte zu streichen, nicht entsprochen worden sei. Zudem
hatte sie auf einem expliziten Hinweis bestanden, daß die weitere Ar-
beit der MRK nicht darauf angelegt sei, normative Standards oder ei-
ne Art Verhaltenskodex für TNUs voranzutreiben. Denn es seien al-
lein die Staaten verpflichtet, die Menschenrechte im Rahmen natio-
naler Gesetze um- und durchzusetzen. Auch Australien lehnte die
Resolution ab. Der südafrikanische Vertreter hatte angekündigt, sei-
ne Regierung werde – trotz der Unzufriedenheit mit dem Entwurf –
eine Konsens-Resolution mittragen, bei einer Abstimmung jedoch da-
gegen stimmen. Dies allerdings aus dem umgekehrten Grund wie die
USA: Südafrika fehlte in der Entscheidung der explizite Hinweis auf
die UN-Normen, die Entscheidung sei zu unternehmensfreundlich.

Ausblick

Was bedeutet das Ergebnis der diesjährigen MRK für die UN-Nor-
men? Aus Sicht der Befürworter der UN-Normen ist bedauerlich, daß
sie keine explizite Erwähnung in der Resolution der MRK gefunden
haben. Implizit sind sie jedoch über die Würdigung des Berichts des
OHCHR genannt. Bedauerlich ist auch, daß eine Bekräftigung der
Entscheidung der 60. Tagung der MRK – in dem Sinne, daß es der
MRK um die Stärkung von Standards zur menschenrechtlichen Ver-
antwortung von Unternehmen geht – in der diesjährigen Resolution
fehlt. Sie wurde dem Ziel, zu einer Konsens-Entscheidung zu finden,
geopfert. Auf die Bedenken der USA wurde viel Rücksicht genom-
men. Da die amerikanische Regierung dann doch die Abstimmung be-
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antragte, ist die Frage berechtigt, ob der erzielte Kompromiß nicht zu
teuer erkauft wurde. Dennoch: mit dem Ergebnis können nicht nur
die Kritiker, sondern auch die Befürworter der UN-Normen zufrieden
sein. In der Zukunft wird viel davon abhängen, welche Person als Son-
derbeauftragte/r ernannt werden, welche personelle und materielle Un-
terstützung diese Person zur Bewältigung ihrer schwierigen Aufgabe
erhalten und welche Schwerpunkte sie im Rahmen des gegebenen
Mandats setzen wird. Es wird darauf zu achten sein, daß der Konsul-
tationsprozeß für alle Beteiligten gleichermaßen offen und transpa-
rent geführt werden wird. Der Konsultationsprozeß des OHCHR ist
hier mit gutem Beispiel vorangegangen. Sicherlich wird es im weiteren
darum gehen müssen, den Einflußbereich eines Unternehmens sowie
den Begriff der Mittäterschaft möglichst konkret zu definieren. Die
Antwort auf die Frage wo (national)staatliche Verantwortung beginnt
und endet, und wo die eines Unternehmens anfängt und aufhört, ist
untrennbar mit dieser Klärung verbunden. Einige unabhängige Ex-
perten haben im Rahmen der Konsultation des OHCHR bereits erste
hilfreiche Überlegungen hierzu vorgestellt. Es bleibt zu hoffen, daß
trotz der ablehnenden Haltung der USA eine weitere konstruktive und
nach vorne gerichtete Diskussion auf UN-Ebene möglich sein wird.
Die deutsche Regierung könnte hier eine wichtige Vorreiterrolle in-
nerhalb der EU spielen. Bundespräsident Horst Köhler forderte in ei-
ner Rede im Juni 2005 dazu auf, »verbindliche Spielregeln für grenz-
überschreitend agierende Wirtschaftsunternehmen [zu] definieren.«38

Die UN-Normen zur Unternehmensverantwortung bieten eine gute
Ausgangsposition für eine solche Definition.
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